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Gemeinde Hohe Börde

Satzung
zur Umlage der Unterhaltungsverbandsbeiträge 

für die Gewässerunterhaltung - 2020 -

Präambel

Aufgrund § 56 des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16. 
März 2011 (GVBl. LSA S. 492), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes zur 
Reform des Kommunalverfassungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt und zur Fortent-
wicklung sonstiger kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA 
S. 288), der §§ 2, 5, 8, 11, 36, 45, 90 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 05. April 2019 (GVBI. LSA S. 66) und der §§ 1, 2 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Dezember 1996, zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 27. 
September 2019 (GVBI. LSA S. 284), hat der Gemeinderat der Gemeinde Hohe Börde 
in seiner Sitzung vom 15.12.2020 die folgende Satzung zur Umlage der Unterhaltungs-
verbandsbeiträge für die Gewässerunterhaltung 2020 beschlossen.

§ 1
Allgemeines

(1)  Die Gemeinde Hohe Börde ist gemäß § 54 Abs. 3 WG LSA für die in ihrem Ge-
meindegebiet gelegenen Flächen gesetzliches Mitglied im Unterhaltungsverband 
„Untere Ohre“, im Unterhaltungsverband „Untere Bode“ und im Unterhaltungsver-
band „Aller“.

(2)  Die Gemeinden der Unterhaltungsverbände haben auf Grundlage der §§ 28 Abs. 
1 des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände i.S.d. Wasserverbandsgesetzes 
(WVG), 55 WG LSA sowie der Satzungen der Unterhaltungsverbände „Untere 
Ohre“, „Untere Bode“ und „Aller“ Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung der Auf-
gabe des Verbandes erforderlich sind sowie die Kosten, die die Unterhaltungsver-
bände „Untere Ohre“, „Untere Bode“ und „Aller“ nach § 56 a WG LSA für die 
Unterhaltung der Gewässer erster Ordnung abzuführen hat.

(3)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen 
Sinn.

(4) Die Umlagen werden wie Gebühren nach dem Kommunalabgabengesetz erhoben.

§ 2
Gegenstand der Umlage

Die Gemeinde Hohe Börde legt die Beiträge, die ihr aus ihren gesetzlichen Mitglied-
schaften in den Unterhaltungsverbänden entstehen einschließlich der durch die Umlage 
entstehenden Verwaltungskosten, auf die Umlageschuldner um. Die Umlage wird als 
Flächen- und Erschwernisumlage erhoben.

§ 3
Umlagepflicht

(1)  Die Umlagepflicht für den Flächenbeitrag besteht für alle Grundstücke im Gemein-
degebiet mit Ausnahme derjenigen, die in Bundeswasserstraßen entwässern.

(2)  Die Umlagepflicht für den Erschwernisbeitrag besteht für alle Grundstücke im Ge-
meindegebiet, die nicht der Grundsteuer A unterliegen und die nicht in Bundeswas-
serstraßen entwässern.

§ 4 
Umlageschuldner

(1)  Umlageschuldner ist, wer im Erhebungszeitraum Eigentümer eines im Gemeinde-
gebiet gelegenen, zum Verbandsgebiet gehörenden Grundstücks ist.

(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des Eigentü-
mers der Erbbauberechtigte.

(3)  Wechselt im Verlauf des Erhebungszeitraumes die Person des Umlageschuldners, 
so geht die Umlagepflicht anteilig auf den neu eingetragenen Berechtigten über. 
Dabei beginnt die Umlagepflicht mit Beginn des Monats, der dem Monat folgt, in 
dem die Umschreibung im Grundbuch erfolgt.

(4)  Ist der Umlageschuldner nach Abs. 1 oder 2 nicht zu ermitteln, so tritt derjenige, der 
im Erhebungszeitraum das Grundstück nutzt, ersatzweise zum vorrangig heranzu-
ziehenden Umlageschuldner nach Abs. 1 oder Abs. 2 hinzu. Ein Umlageschuldner 
ist dann nicht zu ermitteln, wenn der Eigentümer oder der Erbbauberechtigte unter 
Heranziehung der grundstücksbezogenen Unterlagen, einer Anfrage beim zuständi-
gen Nachlassgericht und einer Einwohnermeldeauskunft nicht als Person und nicht 
mit zustellfähiger Adresse festgestellt werden kann. Dabei entspricht der Umstand, 
dass der Umlageschuldner nicht zu ermitteln ist, der Ungewissheit über die Fest-
stellbarkeit des Pflichtigen des § 13 Abs. 1 Nr. 4 b) Satz 1, Satz 2 KAG-LSA. Die 
ersatzweise Heranziehung des Nutzers nach Abs. 4 begründet keine eigene Umla-
gepflicht.

(5)  Mehrere für den gleichen Zeitraum heranzuziehende Umlageschuldner sind Ge-
samtschuldner. Mehrere Umlageschuldner nach Abs. 3 werden nebeneinander für 
ihre jeweilige Umlageschuld entsprechend des auf sie fallenden zeitlichen Anteils 
gemäß Abs. 3 Satz 2 in Anspruch genommen.

§ 5
Entstehung der Umlageschuld, Erhebungszeitraum

(1)  Die Umlageschuld entsteht am Ende des Kalenderjahres für das die Umlage fest-
zusetzen ist, frühestens jedoch mit der Bekanntgabe des Beitragsbescheides des 
Unterhaltungsverbandes und seiner Fälligkeit. Erhebungszeitraum ist das Kalen-
derjahr.

(2)  Die Festsetzung der Umlage erfolgt durch Bescheid, der mit anderen Grundstücks-
abgaben oder Steuern zusammengefasst werden kann. Hat der Umlageschuldner 
Grundstücke in verschiedenen Gemarkungen der Gemeinde Hohe Börde, so ergeht 
ein Bescheid je Gemarkung.

§ 6
Umlagemaßstab

Die Berechnungsgrundlage für die Flächenbeitragsumlage ist die Grundstücksfläche. 
Die Erschwernisbeitragsumlage wird nach der Fläche des Grundstücks bemessen, die 
nicht der Grundsteuer A unterliegt.

§ 7
Umlagesatz

(1) Die Umlagesätze für das Kalenderjahr 2020 betragen:

 - Flächenbeitragsumlage 8,82 €/ha (inkl. 1,62 € Verwaltungskosten)
 - Erschwernisbeitragsumlage 5,33 €/ha 
 
(2)  Von einer Festsetzung, Erhebung oder Nachforderung der Umlage kann gem. § 14 

Abs. 1 KAG LSA abgesehen werden, wenn diese niedriger als 5 Euro ist. Die Ge-
meinde erhebt Umlagebeiträge ab einer Höhe von 2,50 €.

§ 8
Verwaltungskosten

(1)  Die Gemeinde erhebt die umlagefähigen Verwaltungskosten, die ihr bei der Umle-
gung der Verbandsbeiträge entstehen und legt diese auf die Umlageschuldner nach 
§ 56 Abs. 1 WG LSA um.

(2)  Die Verwaltungskosten betragen 1,62 € je Hektar und sind in der Flächenumlage 
pro Hektar enthalten.

§ 9 
Fälligkeit

Die Umlage einschließlich der Verwaltungskosten wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Umlagebescheides gegenüber dem Umlageschuldner fällig.

§ 10
Auskunftspflichten

(1)  Sind für die Erhebung und Bemessung der Umlage Auskünfte oder Unterlagen des 
Umlagepflichtigen notwendig, hat dieser die Auskünfte auf Aufforderung zu ertei-
len bzw. die Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(2)  Der Umlagepflichtige ist zur Mitwirkung bei der Ermittlung von notwendigen An-
gaben zur Umlagegrundlage verpflichtet. Er kommt der Mitwirkungspflicht insbe-
sondere dadurch nach, dass er die für die Umlageermittlung erheblichen Tatsachen 
vollständig und wahrheitsgemäß offen legt und die ihn bekannten Beweismittel 
angibt.

(3)  Verweigert der Umlagepflichtige seine Mitwirkung oder teilt er nur unzureichende 
Angaben mit, so kann die Umlageveranlagung aufgrund einer Schätzung erfolgen.

(4)  Die Umlageschuldner sind verpflichtet, Änderungen der für die Umlage relevanten 
Tatsachen (wie Eigentümerwechsel) der Gemeinde Hohe Börde binnen eines Mo-
nats schriftlich anzuzeigen.

(5)  Die Gemeinde Hohe Börde ist berechtigt, an Ort und Stelle zu prüfen, ob die zur 
Feststellung der Umlage gemachten Angaben den Tatsachen entsprechen.

§ 11
Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer den Vor-
schriften des § 10 über die Auskunfts- und Mitteilungspflichten vorsätzlich oder 
leichtfertig zuwiderhandelt, indem er Änderungen der für die Umlage relevanten 
Tatsachen nicht binnen eines Monats der Gemeinde Hohe Börde anzeigt oder die 
für die Erhebung und Bemessung der Umlage notwendigen Angaben nicht oder nur 
unzureichend macht.

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden.

§ 12
Billigkeitsmaßnahmen

Die Umlage kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fäl-
ligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch 
die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles 
unbillig, kann sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 13
Datenverarbeitung

(1)  Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenen Umlageschuldner sowie zur 
Feststellung und Erhebung der Umlage nach § 2 ist die Verarbeitung der hierfür 
erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten nach §§ 9, 10 Daten-
schutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DSG LSA) durch die Gemeinde Hohe 
Börde zulässig.

(2)  Die Gemeinde Hohe Börde darf die für die Veranlagung der Grundsteuer bekannt 
gewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für die in Abs.1 genann-
ten Zwecke nutzen und sich die Informationen von den entsprechenden Ämtern 
(Finanz-, Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt, Nach-
lassgericht) übermitteln lassen.

§ 14
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2020 in Kraft.

Hohe Börde, den 16.12.2020

Gemeinde Hohe Börde

Gebührensatzung zur Niederschlagswasserbeseitigung der 
Gemeinde Hohe Börde

Auf der Grundlage des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
(KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in der derzeit gültigen Fassung, der 
§§ 5, 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) vom 
13.12.1996 (GVBI. LSA, S. 405) in der derzeit gültigen Fassung, des Wassergesetzes 
für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011 (GVBI. LSA S. 492) in der 
derzeit gültigen Fassung und der Niederschlagswasserbeseitigungssatzung der Gemein-
de Hohe Börde vom 10.12.2019 in der derzeit gültigen Fassung, hat der Gemeinderat 
der Gemeinde Hohe Börde in seiner Sitzung am 15.12.2020 folgende Satzung beschlos-
sen:

§ 1
Allgemeines

(1)  Die Gemeinde Hohe Börde betreibt nach Maßgabe der Satzung über die Nieder-
schlagswasserbeseitigung und den Anschluss an die öffentliche Niederschlags-
wasserbeseitigungsanlage der Gemeinde Hohe Börde (Niederschlagswasserbe-
seitigungssatzung) zur Entsorgung des in ihrem Entsorgungsgebiet anfallenden 
Niederschlagswassers Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen und Grundstücks-
anschlüsse als eine öffentliche Einrichtung. Ausgenommen hiervon ist der Ortsteil 
Niederndodeleben, für welchen dem WWAZ die Aufgabe der Niederschlagswasse-
rentsorgung übertragen worden ist.

(2)  Ferner macht die Gemeinde Kostenerstattung für die Herstellung, Erneuerung, Ver-
änderung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung des Grundstücksanschlusses 
(Anschlussleitung von der öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage bis 
einschließlich Kontrollschacht hinter der Grundstücksgrenze) geltend.

§ 2
Kostenerstattung für Grundstücksanschlüsse

(1)  Die Kosten für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie 
die Kosten für die Unterhaltung des Grundstücksanschlusses (Anschlussleitung 
von der öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage bis einschließlich 
Kontrollschacht hinter der Grundstücksgrenze) sind der Gemeinde Hohe Börde 
nach dem tatsächlichen Aufwand zu erstatten.

(2)  Erhält ein Grundstück auf Antrag mehrere Grundstücksanschlussleitungen, so wird 
der Ersatzanspruch für jeden Anschluss berechnet.

 § 3
Kostenerstattungspflicht

(1)  Kostenerstattungspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Kostener-
stattungsbescheides Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit ei-

nem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte 
kostenerstattungspflichtig. Ist das Grundstück mit einem dinglichen Nutzungsrecht 
nach Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch belastet, 
so ist anstelle des Eigentümers der Inhaber dieses Rechts kostenerstattungspflich-
tig.

(2)  Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes 
eingetragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte   
i.S.v. § 8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes.

(3)  Mehrere Kostenerstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- 
und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entspre-
chend ihres Miteigentumsanteils kostenerstattungspflichtig.

  § 4
Entstehung des Erstattungsanspruches

Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung der Grundstücksan-
schlussleitung, im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme.

§ 5
Vorausleistungen

Auf die künftige Kostenerstattungsschuld können angemessene Vorausleistungen bis 
zur Höhe von insgesamt 80 % des zukünftigen Kostenerstattungsbetrages verlangt wer-
den, sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist.

§ 6
Festsetzung und Fälligkeit

Der Kostenerstattungsbetrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der 
Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das Gleiche gilt für die Erhebung einer Vorauslei-
stung.

§ 7
Gebührenmaßstab für die Niederschlagswassergebühr

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage er-
hebt die Gemeinde zur Deckung der Kosten Niederschlagswassergebühren.

(1)  Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach der bebauten oder anderwei-
tig befestigten Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser in die öffentli-
che Niederschlagswasserbeseitigungsanlage gelangt (angeschlossene versiegelte 
Grundstücksflächen). Berechnungseinheit für die Niederschlagswassergebühr ist 
ein Quadratmeter (m²) der angeschlossenen versiegelten Grundstücksfläche. Lük-
kenlos begrünte Dächer werden bei der Gebührenbemessung nur mit der Hälfte der 
bebauten / überbauten Grundstücksfläche angesetzt. 

  Bei der Berechnung der Niederschlagswassergebühr wird die angeschlossene 
Grundstücksfläche mit dem Abflussbeiwert nach der Art der Oberfläche multipli-
ziert (anrechenbare Abflussfläche). Dabei kommen folgende Abflussbeiwerte zum 
Ansatz: 

Art der Oberfl äche Abfl ussbeiwert
Dachfl ächen 1,0

Beton, Asphaltdecken, Pfl aster mit Fugenverguss 1,0

Schotterdeckschicht 0,5

Pfl aster ohne Fugenverguss 0,9

(2)  Als bebaute Fläche gilt die Grundstücksfläche, die von den zum Grundstück gehö-
renden Gebäuden überdeckt wird (einschließlich Dachüberstände), z.B. Wohn- und 
Geschäftshäuser, Fabriken, Lager, Werkstätten, Garagen und andere.

(3)  Zu den anderweitig befestigten Flächen zählen, soweit nicht in der überbauten Flä-
che enthalten, u.a. Hofflächen, Terrassen, Kellerausgangstreppen, Wege, Stell- und 
Parkplätze, Rampen, Zufahrten und andere mit Oberflächen aus Asphalt, Beton, 
Pflaster oder anderen wasserundurchlässigen Materialien. 

(4) Die Grundstücksflächen gelten als angeschlossen, wenn das Niederschlagswasser:

 a)  über einen auf dem Grundstück befindlichen Anschluss direkt der öffentlichen 
Niederschlagswasserbeseitigungsanlage zugeführt wird (unmittelbarer An-
schluss),

 b)  über einen auf dem Grundstück befindlichen Anschluss einer im fremden Ei-
gentum stehenden Niederschlagswasseranschlussleitung in die öffentliche Nie-
derschlagswasserbeseitigungsanlage gelangt (mittelbarer Anschluss) oder

 c)  von befestigten Flächen auf Grund deren Gefälle direkt oder über befestigte 
Nachbargrundstücke, insbesondere Straßen, in die öffentliche Niederschlags-
wasserbeseitigungsanlage abfließt (tatsächlicher Anschluss).

(5)  Veränderungen der zur Gebührenbestimmung führenden Tatbestände sind der Ge-
meinde Hohe Börde unverzüglich nach deren Eintreten durch den Gebührenschuld-
ner schriftlich anzuzeigen und nachzuweisen.

(6)  Wird Niederschlagswasser als Brauchwasser für eigene Versorgungszwecke gesam-
melt, um es als Schmutzwasser der öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
zuzuführen, muss die Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr 
auf Antrag des Gebührenschuldners entsprechend dem nachgewiesenen Verbrauch 
gemindert werden.

(7)  Kommt der Grundstückseigentümer seiner Anzeigepflicht nach § 13 Abs. 1 der Sat-
zung über die Niederschlagswasserbeseitigung der Hohen Börde nicht nach, ist die 
Gemeinde Hohe Börde berechtigt, die bebaute oder anderweitig befestigte Fläche 
anhand von Luftbildern und Flurkarten zu schätzen. 

 § 8
Gebührensatz für die Niederschlagswassergebühr

Die Niederschlagswassergebühr beträgt je Quadratmeter bebauter bzw. befestigter Flä-
che 0,27 € / Jahr.
 
 § 9

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht und Gebührenschuld

(1)  Erhebungszeitraum für die Niederschlagswassergebühr ist das Kalenderjahr. Ent-
steht die Verpflichtung zur Zahlung der Niederschlagswassergebühr im Laufe des 
Erhebungszeitraumes, ist der Restteil des Jahres Erhebungszeitraum. In diesem Fall 
wird die Jahresgebühr für jeden vollen Monat mit 1/12 berechnet. Angefangene 
Monate bleiben außer Ansatz.

(2)  Die Niederschlagswassergebühr für das Einleiten von Niederschlagswasser ent-
steht als Jahresgebühr zu Beginn des Erhebungszeitraumes.

(3)  Die Niederschlagswasserjahresgebühr berechnet sich nach der angeschlossenen 
Grundstücksfläche, die jeweils am 01.01. des Erhebungszeitraumes vorhanden ist. 
Verringert sich die angeschlossene Grundstücksfläche im Laufe des Jahres, kann 
eine Berücksichtigung ab dem 01. des Monats erfolgen, zu dem der Zeitpunkt der 
Änderung nachgewiesen wurde. Wird ein Grundstück im Laufe des Erhebungszeit-
raumes gebührenpflichtig, richtet sich die Höhe der Gebühr nach der angeschlos-
senen Grundstücksfläche, die zum 01. des auf die erstmalige Inanspruchnahme der 
öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage folgenden Monats vorhanden 
ist.


